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STELLUNGNAHME 

Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Rechtsrahmens für die Förderung der 
Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien (Stand 17. Mai 2011) 

 

GEODE, der Europäische Verband der unabhängigen Strom- und Gasverteilerunternehmen, 
begrüßt die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung 
des Rechtsrahmens für die Förderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien1 in 
der Fassung des Referentenentwurfs des Bundesumweltministeriums vom 17. Mai 2011. 

I. Einleitung 

Mit dem Energiepaket soll dem erklärten Willen der Bundesregierung nach die Energiewen-
de eingeleitet werden. Damit reagiert die Bundesregierung auf die Atomkatastrophe von Fu-
kushima. Das erklärte Ziel ist eine sichere und zuverlässige Energieversorgung in Deutsch-
land – ohne Atomstrom. Ermöglicht werden soll die Energiewende durch die Umgestaltung 
nahezu aller für die deutsche Energiewirtschaft maßgeblichen Gesetze sowie den Erlass 
neuer Regelungen. Die Novellierung des EEG stellt neben dem Änderungsgesetz zum 
EnWG einen maßgeblichen Baustein des Energiepakets dar. 

Konsequent ist, dass die Bundesregierung die notwendigen Weichenstellungen für die Ener-
giewende zeitnah und umfassend in Form eines Gesamtpakets „aus einem Guss“ vornimmt. 
Vor diesem Hintergrund ist es sinnvoll, alle relevanten rechtlichen Regelungen auf den Prüf-
stand zu stellen. Gleichfalls sinnvoll und auch notwendig ist es, die betroffenen Marktteil-
nehmer und die Öffentlichkeit in diesen Umgestaltungsprozess umfassend einzubinden. Die 
geplante Verabschiedung des Energiepakets im Schnellverfahren mit verkürzten parlamenta-
rischen Fristen noch vor der Sommerpause geht an diesen vorbei. Ohne Rückhalt der Öf-
fentlichkeit ist aber die Energiewende nicht zu schaffen. 

                                                        
1 Auf die im Referentenentwurf vorgesehenen Normen wird im Folgenden unter der Bezeichnung EEG-E Bezug genommen. 



 
 

 

 Seite 2 

GEODE spricht sich daher dafür aus, die Novellierung des EEG gemeinsam mit derjenigen 
zum EnWG so auf den Weg zu bringen, dass die Umsetzung nach der parlamentarischen 
Sommerpause erfolgen kann. Eine Verabschiedung zusammen mit dem neuen Netzausbau-
beschleunigungsgesetz und den Änderung des Atomgesetzes noch vor der Sommerpause 
wirkt den erklären Zielen zur Energiewende entgegen. 

II. Keine Vereinfachung: Nach wie vor hoher Abwicklungsaufwand  

Ein erklärtes Ziel der Novellierung, das Gesetz spürbar zu vereinfachen und zu „entschla-
cken“, ist nicht erreicht worden. Im Gegenteil: Die Fülle an Sonderregelungen und die im 
Umfang noch weiter angewachsenen Übergangsbestimmungen hat sich erhöht und der 
schon bisher bestehende hohe Abwicklungsaufwand für die Netzbetreiber hat weiter zuge-
nommen. 

Insbesondere gilt dies für  

· § 6 Abs. 3 EEG-E – Es ist wenig hilfreich, ausgerechnet die für die Eindämmung des 
Anlagensplittings geschaffene Vorschrift des § 19 Abs. 1 EEG zur „Verklammerung“ 
von Anlagen nunmehr auch auf die Bestimmung der für das Einspeisemanagement 
relevanten Leistungsgrenze zu übertragen. Denn § 19 Abs. 1 EEG hat sich in der 
Vergangenheit als wenig praktikabel erwiesen, wie auch die dazu entwickelten Aus-
legungskriterien auf die Konstellation des Einspeisemanagements schlechthin nicht 
übertragbar sind: Beim Einspeisemanagement geht es um die Aufrechterhaltung der 
Netzstabilität und gerade nicht um die rechtsmissbräuchliche Umgehung von vergü-
tungsrelevanten Leistungsschwellen.  

GEODE fordert daher, die Bestimmung der Leistungsgrenze für das Einspeisemana-
gement nicht über die Kriterien des § 19 Abs. 1 EEG vorzunehmen, sondern nach der 
Leistung, die über den jeweils gemeinsamen Netzverknüpfungspunkt eingespeist 
wird.  

· § 33 Abs. 2 EEG-E - Die Regelungen zum Eigenverbrauch bei Strom aus solarer 
Strahlungsenergie stehen in ihrer Komplexität (u.a. bei der messtechnischen Erfas-
sung und Abrechnung) in keinem Verhältnis zu dem angestrebten Ziel, durch einen 
höheren Eigenverbrauch die Verteilernetze zu entlasten. 

Die Regelung wird offensichtlich kaum in Anspruch genommen und entlastet die Net-
ze nicht. Angesichts der Tatsache, dass auch bei Solarstrom in wenigen Jahren die 
sog. Grid-Parity erreicht sein wird, sollte die Regelung des § 33 Abs. 2 EEG-E gestri-
chen werden. Ansonsten verbleibt bei den Netzbetreibern ein Abwicklungsaufwand, 
als dessen Ergebnis der Anlagenbetreiber als Netzkunde eine Abrechnung erhält, die 
er ohne vertiefte energiewirtschaftliche Kenntnisse kaum zu verstehen vermag. Dies 



 
 

 

 Seite 3 

stünde im Widerspruch zu den sonstigen Bemühungen im Energiewirtschaftsrecht um 
Verständlichkeit und Transparenz für alle Kunden im Energiewirtschaftsrecht. 

III. Gesetzliche Klarstellung zum Netzverknüpfungspunkts erforderlich 

In § 5 Abs. 1 EEG muss klargestellt werden, dass der gesetzliche Netzverknüpfungspunkt für 
EEG-Anlagen – wie vom Bundesgerichtshof entwickelt und über Jahre hinweg bestätigt –  
anhand der gesamtwirtschaftlich günstigsten Netzintegrationskosten auf Basis eines Varian-
tenvergleichs ermittelt wird. Leider enthält der Referentenentwurf dazu keinerlei Positionie-
rung.  

Angesichts der jüngsten Tendenz in Teilen der Rechtsprechung (vgl. OLG Hamm, Urt. v. 
3.5.2011, Az. I-21 U 94/10), den Netzverknüpfungspunkt allein anhand der in Luftlinie kür-
zesten Entfernung zu ermitteln, auch wenn eine andere Variante gesamtwirtschaftlich kos-
tengünstiger ist, ist eine Klarstellung unbedingt notwendig. Sollte sich die beschriebene Ten-
denz in der Rechtsprechung durchsetzen und der Gesetzgeber nicht klarstellend einschrei-
ten, werden EEG-Anlagen in Zukunft vermutlich im Regelfall an schon bestehende Hausan-
schlüsse angeschlossen, obwohl eine andere Netzanbindung gesamtwirtschaftlich günstiger 
ist. Die Folge wären volkswirtschaftlich unsinnige Netzausbaukosten, die über höhere Netz-
entgelte auf die Endverbraucher umgelegt würden. Dies sollte unbedingt vermieden werden.   

IV. Umfassende Förderung erneuerbarer Energien durch Netzausbauplanung 

Netzbetreiber sind zu einem vorrangigen Anschluss von erneuerbaren Energien verpflichtet. 
Mit der gewünschten Zunahme des Anteils erneuerbarer Energien wird die Netzbelastung 
steigen und ein weiterer Netzausbau notwendig werden. Zugleich wird durch die Novelle – 
insbesondere durch die optionale Marktprämie, eine verbesserte Netzintegration von PV-
Anlagen sowie den Kapazitätsbonus bei der Biomasse – an zahlreichen Stellen die flexible 
und bedarfsgerechte Einspeisung von erneuerbaren Energien gefördert. 

Die wünschenswerte und zunehmende flexible Einspeisung erneuerbarer Energien macht 
allerdings erhebliche Investitionen in den Netzausbau und in sonstige Erweiterungsmaß-
nahmen erforderlich. Dabei ist der Netzausbau keineswegs auf die Leitungen für Solarstrom 
aus Afrika oder Offshore-Windenergie beschränkt. Ein Großteil der Einspeisung erneuerba-
rer Energien erfolgt auf der Verteilernetzebene. Eine Zunahme der Einspeisung macht folg-
lich gerade auch den Ausbau dieser lokalen Netze notwendig und ermöglich zugleich eine 
erhebliche Kostenersparnis beim teuren Ausbau der Netze auf der Transportebene. 

Um die Einspeisung Erneuerbarer zu optimieren und die Kosten für die Allgemeinheit so ge-
ring wie möglich zu halten, sollten aufeinander abgestimmte Regelungen im EEG und EnWG 
vorgesehen werden, die diesen lokalen Netzausbaubedarf auffangen. Hierzu gehören 
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· eine verbindliche Einbeziehung und vorrangige Berücksichtigung der lokalen Netz-
entwicklungen und der Optimierungspotentiale auf Verteilerebene in die Netzausbau-
planungen der Transportnetzbetreiber, 

· das Recht für Verteilernetzbetreiber zur aktiven Vorlage einer lokalen Netzausbau-
planung bei der Regulierungsbehörde und Genehmigung der notwendigen Investitio-
nen durch die Regulierungsbehörde, sowie 

· die Schaffung einer „Smart-Grid-Regelung“ i.S.e. vollumfänglichen dezentralen Sys-
temverantwortung für Verteilernetzbetreiber, um Ein- und Ausspeisemanagement und 
eine optimale Einbindung der erneuerbaren Energien und sonstiger dezentraler Er-
zeugung zu ermöglichen. 

Schließlich hält es GEODE für erforderlich, die zukünftig vorhersehbar noch stärker anwach-
senden Kosten des Netzausbaus über einen neu zu implementierenden bundesweiten Aus-
gleichsmechanismus gleichmäßig auf Netbetreiber und (mittelbar) deren Kunden zu vertei-
len: Netzbetreiber in Deutschland stehen aufgrund der klimapolitischen Anstrengungen vor 
der Herausforderung, EEG-Anlagen an ihr jeweiliges Netz für die allgemeine Versorgung 
anzuschließen und vorrangig die so erzeugte Energie abzunehmen. Damit einher gehen 
Investitionskosten in beträchtlicher Höhe. Aufgrund des sich abzeichnenden schnelleren 
Ausstiegs aus der Kernenergie wird eine weitere Steigerung der Netzausbaukosten zu ver-
zeichnen sein. Beispielsweise erfordert die ungleiche Verteilung von insbesondere Wind-
kraftanlagen im Norden und Osten, die Verteilungsnotwendigkeit vorwiegend in den Westen 
und Süden. All diesen Aufgabenstellungen gemeinsam ist der Tatbestand, dass die investi-
ven Belastungen ungleich auf die deutschen Netzbetreiber verteilt sind. So gibt es Netz-
betreiber die die Hauptlast des Netzanschlusses und Netzausbaus tragen müssen, denn die 
fraglichen Trassen ziehen sich durch ihre Netzgebiete. Netzbetreiber in Randlagen stehen 
nicht oder nur in geringem Ausmaß vor dieser Thematik. Da der Umfang des erforderlichen 
Netzausbaus also regional sehr unterschiedlich ausfällt, kommt es zunehmend zu Ungleich-
behandlungen, wenn die anfallenden Netzaus- und -umbaukosten über die Netzentgelte je-
weils allein von den Netzkunden der jeweils betroffenen Netzregion getragen werden. Diese 
volkswirtschaftlich mehr als sinnvollen und vor allem gebotenen Maßnahmen sollten auch 
unter eben diesen Gesichtspunkten von allen Beteiligten getragen werden.  

GEODE fordert daher eine bundesweite Wälzung der Netzausbaukosten über die Strom-
netzentgelte. Für die von den Gasnetzbetreibern nach § 33 GasNZV zu tragenden Netzinteg-
rationskosten für Biogas-Einspeiseanlagen besteht ein entsprechender funktionierender Kos-
tenwälzungsmechanismus zumindest für die gegenwärtig noch drei bestehenden Marktge-
biete nach § 20 b GasNEV schon heute. 
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V. Marktprämie und Direktvermarktung marktnah ausgestalten 

Die beabsichtigte Beschränkung der Inanspruchnahme des sog. Grünstromhändlerprivilegs 
wird vermutlich zu einer rückläufigen Dynamik bei der Etablierung von Grünstromversorgern 
führen. Die Erfahrungen der letzten Jahre zeigen, dass das Grünstromhändlerprivileg sich 
bei der Etablierung erneuerbarer Energien am Markt bewährt hat und zudem die Nachfrage 
bei der Direktvermarktung erhöht hat. Ob die nun vorgesehene Marktprämie geeignet ist, 
diese Nachfrage in ähnlichem Umfang oder gar stärker zu beleben, wird sich erst noch zei-
gen müssen. Zu befürchten ist freilich, dass die Marktprämie v.a. von denjenigen (größeren) 
Marktakteuren in Anspruch genommen werden wird, die in der Stromvermarktung schon hin-
reichend erfahren sind und daher auf Mitnahmeeffekte setzen können. Zudem dürfte die Hö-
he der Managementprämie von einer zu optimistischen Prognose der Lernkurve insbesonde-
re bei den mittelständischen Vermarktern ausgehen.  

GEODE ist daher skeptisch, ob die vorgesehenen Regelungen zu einer Belebung des Grün-
strommarktes beitragen werden und fordert den Gesetzgeber auf sicherzustellen, dass der 
Nachfrageanreiz für direkt vermarkteten Grünstrom erhalten bleibt. Dafür ist insbesondere 
erforderlich, dass es für die Bestimmung des Grünstromanteils bei der Jahresmengenbe-
trachtung bleibt und keine 15-Minuten-Betrachtung zum Tragen kommt. Darüber hinaus ist 
zu gewährleisten, dass gerade auch kleine und mittelständische Direktvermarkter von der 
Marktprämie profitieren.   

VI. Vergütungsförderung auch für dezentrale erneuerbare Energien 

Die Förderung von naturgemäß großen Offshore-Windenergieanlagen stellt einen relevanten 
Bestandteil des Ausbaus der erneuerbaren Energien in Deutschland dar. Diese Förderung 
darf aber nicht zur einer Beschneidung der Vergütungsförderung für dezentrale Erzeugungs-
anlagen wie z.B. Onshore-Windenergieanlagen führen. Der Referentenentwurf verkennt in-
soweit die Bedeutung und Rolle dezentraler Energieerzeugungs- und -versorgungs-
strukturen für die angestrebte Energiewende. 

Die vorgeschlagene Novellierung der Vergütungsregelungen in den Bereichen Wind und 
auch Biomasse lässt befürchten, dass zukünftig in erster Linie große Projekte mit einer eher 
hohen installierten Leistung begünstigt werden sollen. Dieses Vorgehen ist für die Erreichung 
der Ziele zur Energiewende aber ausgesprochen hinderlich. Die Schwerpunkte der Onshore-
Windenergieerzeugung sind in Deutschland nach wie vor sehr ungleich verteilt. So ist erst 
aktuell eine Zunahme des Ausbaus von Windenergieanlagen in Süddeutschland zu ver-
zeichnen. Nicht zuletzt vor dem Hintergrund des großen Energiebedarfs in den süddeut-
schen Industriezentren sollte dieser Ausbau nicht durch die neuen kurzfristig reduzierten 
Vergütungsregelungen gefährdet werden. 
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Besonders negativ wirken sich die geplanten Regelungen auf bereits in Planung befindliche 
Projekte aus. Das gilt in besonderem Maße für die Streichung des SDL-Bonus. Hier stellt 
sich insbesondere die Frage nach der Gewährung eines angemessenen Vertrauensschut-
zes. Das Abstellen auf das Datum der Inbetriebnahme einer Anlage ist hierfür ungeeignet. 
Denn die wirtschaftliche Entscheidung für ein Projekt, etwa der Abschluss der Anlagenkauf-
verträge und die damit verbundene Fixierung des Kaufpreises, und die Finanzierungszusa-
gen werden wesentlich früher getroffen. Für den Zubau von Onshore-Windenergieanlagen in 
den kommenden beiden Jahren 2012 und 2013 ist deshalb ein (weiterer) deutlicher Einbruch 
anstelle des politisch allgemein angestrebten beschleunigten Zubaus schon heute absehbar. 

Ähnliches gilt für den Bereich Biomasse. Es ist zu befürchten, dass gerade kleinere Wärme-
senken nicht im erwünschten und grundsätzlich möglichen Umfang erschlossen werden, 
wenn die Vergütungsregelungen eher große BHKW ab 500 kW privilegieren. Genau dies 
zeichnet sich aber ab. Dabei sollten Fehlregulierungen im Bereich der landwirtschaftlichen 
Biogasanlagen der letzten Novellierung (u.a. beim Güllebonus,…) nicht zu Lasten von sinn-
vollen kleineren Biomethan-BHKW-Projekten der 100 kW – Klasse führen. Genau dies droht 
nun aber zu passieren. 

GEODE fordert daher, die vorgesehene Beschränkung der Förderung von Onshore-
Windenergie durch die Streichung des SDL-Bonus nicht umzusetzen und im Bereich der 
Biomasse-Verstromung durch die Vergütungsgestaltung die Erschließung von kleineren 
Wärmesenken jedenfalls im Bereich der Biomethanverstromung verstärkt zu fördern.  

VII. Einführung eines Herkunftsnachweisregisters begrüßenswert  

GEODE begrüßt die in § 64d EEG-E vorgesehene Verordnungsermächtigung für die Etablie-
rung eines einheitlichen elektronischen Herkunftsnachweis-Registers. Mit der damit verbun-
denen Umsetzung der Vorgaben der Erneuerbaren-Energien-Richtlinie der EU kann die Her-
kunft von Grünstrom einheitlich nachgewiesen und über ein elektronisches Register benut-
zerfreundlich dokumentiert werden. Dies dürfte den Abwicklungsaufwand im Umgang mit 
Herkunftsnachweisen erheblich erleichtern und den Grünstrommarkt transparenter und über-
schaubarer machen.    
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VIII. Vermarktung von EEG-Strom an der Börse auch durch Dritte 

Schließlich wäre es wünschenswert, dass im Rahmen des Ausgleichsmechanismus die 
Vermarktung der EEG-Strommengen an der Börse nicht allein durch die ÜNB, sondern auch 
durch Dritte erfolgen kann.  

Daneben birgt die Vermarktung v.a. von Strom aus solarer Strahlungsenergie am Spotmarkt 
in der sonnenstarken Mittagszeit die Gefahr, dass es zu erheblichen Verzerrungen im Preis-
niveau kommen kann. Hier wäre der Gesetzgeber gefordert einzuschreiten, sollte dieses 
Risiko eintreten.  

 

Berlin, 23.05.2011 

 

 

Christian Held 
Stellvertretender Präsident 

Geschäftsstelle GEODE Deutschland 
Magazinstraße 15/16 
10179 Berlin 
Tel.: +49 30 611 284 070 
Fax: +49 30 611 284 099 
info@geode.de 
www.geode.de 
www.geode-eu.org 
 
Die GEODE ist der europäische Verband der unabhängigen privaten und öffentlichen Strom- 
und Gasverteilerunternehmen. Mit dem Ziel, diese Unternehmen in einem sich zunehmend 
europäisch definierten Markt zu vertreten, wurde der Verband 1991 gegründet. Mittlerweile 
spricht die GEODE für etwa 200 Mitgliedsunternehmen in vielen europäischen Ländern. 
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